
Junge Welt / 03.07.2026 / Abgeschrieben / Seite 3

Physikfachschaften solidarisch mit
Kuba
Die Zusammenkunft aller Physikfachschaften (ZaPF) im
deutschsprachigen Raum veröffentlichte am Mittwoch ihre bereits am
17. Mai 2026 in Göttingen verabschiedete Resolution zur Solidarität
mit Kuba:

Im Februar dieses Jahres hat die US-Regierung unter Trump die bereits über
sechs Jahrzehnte anhaltende, völkerrechtswidrige Blockade gegen Kuba weiter
verschärft. Die Lieferung von Öl zur Insel wird seitdem durch
Sanktionsdrohungen gegen liefernde Staaten von der USA vollständig
unterbunden. Bereits vor der Verschärfung hatte die Blockade enorme
wirtschaftliche, soziale, gesundheitliche und bildungspolitische Folgen für das
kubanische Volk. Nun ist mit der Ölblockade eine schwere Energie- und
Versorgungskrise eingetreten und eine humanitäre Katastrophe droht. (…)

Als ZaPF sehen wir uns angehalten, gegen diese Aggression durch die
Vereinigten Staaten auf Kuba Stellung zu beziehen. Nicht nur, weil die Blockade
einen eklatanten Verstoß gegen das Völker- und Menschenrecht darstellt und
somit im Sinne von Artikel 25 des Grundgesetzes jeden etwas angeht. Wir
beziehen Stellung, weil mit dieser Aggression auch konkret gegen die
Errungenschaften, die auf Kuba bereits erreicht wurden und welche wir als
ZaPF noch erstreiten müssen, vorgegangen wird. Dazu gehört ein für alle
kostenfreies Bildungssystem, welchem eine hohe gesellschaftliche Priorisierung
verliehen wird.

Hierzu einige Auszüge aus dem Länderbericht des Deutschen Akademischen
Austauschdienstes: »Vom Kindergarten bis zur Promotion ist die Nutzung von
Bildungseinrichtungen für Kubanerinnen und Kubaner nach wie vor kostenfrei.
Einem humanistischen Bildungsideal folgend, wird der Zugang zu Bildung als
Menschenrecht angesehen, das keiner Kommerzialisierung unterliegen darf.
Mit knapp 13 Prozent des BIP investiert der kubanische Staat laut Angaben der
Weltbank soviel in Bildung, wie sonst kein anderes Land weltweit. (…)« Im
Gegensatz dazu heißt es im Beschluss des BVerfG vom 23.9.2024: »Das Recht
der Hochschulzugangsberechtigten (…) auf gleiche Teilhabe am staatlichen
Studienangebot (…), umfasst aber kein Recht auf staatliche Leistungen zur
Beseitigung von den gesellschaftlichen Verhältnissen geschuldeten
Hindernissen für den Zugang zum Studium.«

Zudem übernimmt Kuba als Ausdruck gelebter internationaler Solidarität
neben der Ausbildung seiner eigenen Bevölkerung Verantwortung für die
Verbreitung von Bildung an diejenigen, denen sie sonst verwehrt bliebe: »Laut
UNESCO zählte Kuba lange zu den Top 5-Zielländern der mobilen Studierenden
aus Lateinamerika und der Karibik. Aktuell kommen die meisten ausländischen
Studierenden in Kuba v.a. aus Afrika: 1. Südafrika, 2. Kongo, 3. Angola, 4.
Kolumbien und 5. Namibia.« Ein aktuelles Beispiel ist die Solidarität mit der
palästinensischen Bevölkerung inmitten einer Situation in der laut der



Untersuchungskommission des UN Menschenrechtsrats ein Genozid an dieser
stattfindet: hunderten palästinensischen Studierenden wurde bereits die
kostenfreie ärztliche Ausbildung an der Lateinamerikanischen Hochschule für
Medizin ermöglicht, so dass sie ihre Mitmenschen vor Ort in Gaza und dem
Westjordanland versorgen können.

Wissenschaft ist ein inhärent kooperatives und internationales Unterfangen.
Somit stellt die Blockade Kubas nicht nur einen Angriff auf die kubanische
Bevölkerung dar, sondern wendet sich auch gegen die Avantgarde einer
internationalistischen Wissenschaftsausrichtung.

Wir als ZaPF sehen es als notwendig an, die Errungenschaften Kubas im
Bereich der Bildung und Wissenschaft zu verbreiten, damit alle von dem lernen
können, was die US-Regierung bekämpft.
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